
Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Markkinaoikeus — Auslegung 
des Art. 1 Abs. 2 Buchst. a und d der Richtlinie 2004/18/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge (ABl. 
L 134, S. 114) — Vertrag zwischen einer Gemeinde und einer 
eigenständigen privaten Gesellschaft, der die Gründung eines 
Gemeinschaftsunternehmens vorsieht, an dem beide im gleichen 
Umfang beteiligt sind und auf das beide ihre Geschäftstätigkei­
ten im Bereich Gesundheit und Wohlbefinden am Arbeitsplatz 
übertragen — Vertrag, in dem sich die Gemeinde und die pri­
vate Gesellschaft verpflichten, die Dienstleistungen im Bereich 
Gesundheit und Wohlbefinden am Arbeitsplatz für ihre Beschäf­
tigten während einer Übergangszeit bei dem neuen Gemein­
schaftsunternehmen zu beziehen 

Tenor 

Die Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 31. März 2004 über die Koordinierung der Verfahren 
zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleis­
tungsaufträge ist dahin auszulegen, dass ein öffentlicher Arbeitgeber, 
wenn er mit einem von ihm unabhängigen privaten Unternehmen 
einen Vertrag über die Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens 
in der Form einer Aktiengesellschaft schließt, dessen Gegenstand die 
Erbringung von Dienstleistungen im Bereich Gesundheit und Wohl­
befinden am Arbeitsplatz ist, den Auftrag über die Dienstleistungen 
für seine eigenen Beschäftigten, dessen Wert die von dieser Richtlinie 
vorgesehene Schwelle überschreitet und der sich von dem Vertrag zur 
Gründung dieses Unternehmens trennen lässt, unter Einhaltung der 
Bestimmungen der genannten Richtlinie vergeben muss, die für die 
unter ihren Anhang II Teil B fallenden Dienstleistungen gelten. 

( 1 ) ABl. C 193 vom 15.8.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 22. Dezember 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Arbeidshof te 
Brussel — Belgien) — Omalet NV/Rijksdienst voor 

Sociale Zekerheid 

(Rechtssache C-245/09) ( 1 ) 

(Freier Dienstleistungsverkehr — Art. 49 EG — In 
einem Mitgliedstaat niedergelassener Unternehmer — Beauf­
tragung im selben Mitgliedstaat niedergelassener Subunter­
nehmer — Rein auf das Inland beschränkter Sachverhalt — 

Unzulässigkeit des Vorabentscheidungsersuchens) 

(2011/C 63/08) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Arbeidshof te Brussel 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Omalet NV 

Beklagter: Rijksdienst voor Sociale Zekerheid 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Arbeidshof te Brussel — Aus­
legung von Art. 49 EG — Sozialrecht — In Belgien nieder­
gelassener Unternehmer, der sich im selben Mitgliedstaat nieder­
gelassener Subunternehmer bedient, die bei den nationalen 
Behörden nicht registriert sind — Frage der Anwendung von 
Art. 49 EG 

Tenor 

Das vom Arbeidshof te Brussel (Belgien) mit Entscheidung vom 25. 
Juni 2009 vorgelegte Vorabentscheidungsersuchen ist unzulässig. 

( 1 ) ABl. C 220 vom 12.9.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 22. 
Dezember 2010 (Vorabentscheidungsersuchen der 
Rechtbank Haarlem — Niederlande) — Premis Medical 
BV/Inspecteur van de Belastingsdienst/Douane Rotterdam, 

kantoor Laan op Zuid 

(Rechtssache C-273/09) ( 1 ) 

(Verordnung (EG) Nr. 729/2004 — Einreihung der Ware 
„Gehhilfe-Rollator“ in die Kombinierte Nomenklatur — Posi­
tion 9021 — Position 8716 — Berichtigung — Gültigkeit) 

(2011/C 63/09) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Rechtbank Haarlem 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Premis Medical BV 

Beklagter: Inspecteur van de Belastingsdienst/Douane Rotterdam, 
kantoor Laan op Zuid 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Rechtbank Haarlem — Aus­
legung der Verordnung (EG) Nr. 729/2004 der Kommission 
vom 15. April 2004 zur Einreihung von bestimmten Waren 
in die Kombinierte Nomenklatur (ABl. L 113, S. 5) — Ortho­
pädische Apparate und Vorrichtungen oder solche Vorrichtun­
gen, die dazu bestimmt sind, einen Funktionsschaden oder ein 
Gebrechen zu beheben im Sinne der Position 9021 der Kom­
binierten Nomenklatur — Gehilfe-Rollator für Personen mit 
eingeschränkter Mobilität 

Tenor 

Die Verordnung (EG) Nr. 729/2004 der Kommission vom 15. April 
2004 zur Einreihung von bestimmten Waren in die Kombinierte 
Nomenklatur in der Fassung der am 7. Mai 2004 veröffentlichten 
Berichtigung ist ungültig, soweit zum einen durch die Berichtigung der
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